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Liebe Bürgerinnen, 
liebe Bürger! 
 

Die vergangene Sitzungswoche war eine 
sogenannte „Haushaltswoche“. 4 Tage 
lang haben die Abgeordneten des 
Deutschen Bundestags über das von der 
Bundesregierung eingebrachte 
Haushaltsgesetz 2021 beraten und sich 
mit dem Finanzplan des Bundes bis zum 
Jahr 2024 auseinandergesetzt.   

 

Der Bundeshaushalt 2021 ist geprägt vom Kampf gegen die Corona-Pandemie: Rund 96 
Milliarden Euro an neuen Schulden müssen aufgenommen werden, um die Folgen der 
Krise abzufedern – und um die richtigen Weichen für die Zukunft zu stellen. Denn mit 
dem Geld sollen wichtige Investitionen in die Bereiche Gesundheit, Wirtschaft und in die 
Digitalisierung der Bildung vorgenommen werden. 
 

In der Generaldebatte zu Beginn der Haushaltswoche betonte Ralph Brinkhaus, der 
Vorsitzende der CDU/CSU-Bundestagfraktion, dass sich Deutschland diesen Schritt heute 
leisten kann, weil es in den vergangenen Jahren vernünftig gewirtschaftet hat. Er mahnte 
jedoch, dass das Schuldenmachen kein Dauerzustand sein dürfe – das sei auch eine Frage 
der Generationengerechtigkeit. Die Union pocht daher auf die Rückkehr zur 
Schuldenbremse nach 2021!  
 

Damit erteilt die CDU/CSU-Bundestagsfraktion zugleich aber auch eine klare Absage an 
Steuererhöhungen – und stellte klar, dass der Mittelstand auch weiterhin auf die 
Unterstützung der Union zählen kann. Wer glaubt,  mit Umverteilungen könne man alle 
Probleme lösen, macht es sich zu einfach. Steuererhöhungen treffen nicht nur den 
mittelständischen Unternehmer und den Handwerker. Gerade die sollten wir aber 
unterstützen, damit sie investieren und Arbeitsplätze schaffen!  
 

In meiner Plenarrede in der Schlussrunde der Haushaltsberatungen habe ich noch einmal 
klargestellt, dass kein Land auf der Welt in dieser Form auf die Herausforderungen so 
umsichtig und klug reagiert hat, wie Deutschland es getan hat. Wir haben enorme 
Anstrengungen unternommen, gerade den Unternehmerinnen und Unternehmern mit 
ihren vielen Arbeitsnehmerinnen und Arbeitnehmern zu helfen, wo es geht. Und es wird 
uns gelingen! Ich halte nichts von der ewigen Kritik und Schlechtmacherei nur zum 
eigenen politischen Profit, gerade am rechten Rand des politischen Spektrums. Nicht 
motzen, sondern malochen ist die Devise, anpacken, handeln und helfen – und das tun 
wir als CDU/CSU. 
 
Ich wünsche Ihnen viel Spaß beim Lesen!  
 

 

Herzliche Grüße 

Ihr Sebastian Brehm, MdB 
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SEBASTIAN BREHM    
             Für Nürnberg in Berlin 

 

HAUSHALTSGESETZ 2021 

Im Zeichen der Zukunftsprojekte: Die Haushaltswoche 
 

Vier Tage lang haben  die Abgeordneten den Bundeshaushalt 2021 und den Finanzplan 

bis 2024 beraten - eine Mammutaufgabe, die ganz im Zeichen der Corona-Krise steht. Um 

die Folgen der Pandemie für Wirtschaft und Gesellschaft abzufedern, weitet der Bund 

seine Investitionen und seine Sozialleistungen gleichermaßen aus. 

 

 
 

 
 
 
Für uns als Union ist eine solide Haushaltspolitik die Grundvoraussetzung für einen 
handlungsfähigen Staat. Die Corona-Pandemie stellt uns auch im Bundeshaushalt vor 
größte Herausforderungen. Für das kommende Jahr wird erneut eine hohe 
Nettokreditaufnahme - die Bundesregierung plant hier mit 96 Mrd. Euro - erforderlich sein. 
Umso wichtiger sind jetzt die richtigen Prioritäten. Es gab noch nie so viel Geld für 
Zukunfts- und Digitalisierungsprojekte wie aktuell. Das reicht von digitaler Bildung über 
zusätzliche Investitionen in Künstliche Intelligenz und moderne 
Kommunikationstechnologien bis zur Digitalisierung der öffentlichen Verwaltung in 
Bund, Ländern und Kommunen.  
 
Wir haben in wirtschaftlich guten Zeiten Vorsorge getroffen. Durch starkes 
Wirtschaftswachstum unterschritt die Schuldenquote mit 59,8 % im vergangenen Jahr 
erstmals seit 2002 wieder den Maastricht-Referenzwert. Diese vorausschauende 
Haushaltspolitik hat unser entschlossenes Handeln in der Krise erst ermöglicht. Ein 
Rütteln an den Regeln der Schuldenbremse kommt für uns deshalb nicht in Frage. Wir 
halten an unserem Zielt fest, mit dem Haushalt für das Jahr 2022 wieder zu den Regeln der 
normalen Schuldenbremse zurückzukehren. 
 
 

© Michael Wittig 
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             Für Nürnberg in Berlin 

 
Bundesministerium für Wirtschaft und Energie 
Der Regierungsentwurf sieht im Jahr 2021 eine Senkung der Ausgaben des Ministeriums 
um knapp 4,2% gegenüber dem Vorjahr vor. Der Gesamtetat beläuft sich damit auf rund 
10,1 Mrd. Euro. Davon resultieren 2 Mrd. Euro aus dem Konjunktur- und Zukunftspaket. 
Insbesondere für transformationsrelevanten Innovationen (Fahrzeuge, Schiffbau, moderne 
Flugzeuge) sind erhebliche Mehrausgaben veranschlagt. Zudem stehen 2021 für 
außenwirtschaftliche Partnerschaften zur Umsetzung der Wasserstoffstrategie 390 Mio. 
Euro zur Verfügung. Die im Zuge der Corona-Hilfsmaßnahmen eingerichteten 
Pandemievorsorge- und Bekämpfungstitel werden auf rund 360 Mio. Euro erhöht. Für das 
Förderprogramm infektionsschutzgerechtes Lüften sind 200 Mio. Euro im Jahr 2021 
vorgesehen. Auch die Mittel für die Raumfahrt werden erneut angehoben. Des Weiteren 
sind 2021 im Zusammenhang mit dem Kohleausstieg erstmalig Anpassungsgelder 
zugunsten der bislang in der Braunkohleindustrie Beschäftigten vorgesehen. 
 

Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft 
Der Haushaltsentwurf sieht für den Bereich Landwirtschaft 7,7 Mrd. Euro vor, was einen 
Ausgabenanstieg um knapp 9,2 % im Vergleich zum Jahr 2020 bedeutet. Den Schwerpunkt 
bildet dabei weiterhin die Förderung des eigenständigen agrarsozialen Sicherungssystems. 
Hierfür stehen 4,2 Mrd. Euro zur Verfügung; darin enthalten sind 177 Mio. Euro 
Bundeszuschuss zur landwirtschaftlichen Unfallversicherung. Im Rahmen der Gemein-
schaftsaufgabe „Verbesserung der Agrar-struktur und des Küstenschutz-es“ sind 1,16 Mrd. 
Euro vorgesehen. Enthalten sind hier auch Mittel zur Verbesserung des Tierwohls sowie 
für die Bewältigung der durch Extremwetterlagen verursachten Waldschäden und den 
klimagerechten Waldumbau. Allein die Konjunkturmaßnahmen Wald und Holz belaufen 
sich auf 470 Mio. Euro. Zusätzlich wird 2021 mit dem Investitions- und 
Zukunftsprogramm der Transformationsprozess in der Landwirtschaft in Folge der 
Änderung der novellierten Düngemittelverordnung mit 250 Mio. Euro unterstützt (bis 2024 
insgesamt 1 Mrd. Euro). 
 

Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat 
 
Für das Ministerium ist 2021 ein Ausgabenrahmen von 
knapp 18,3 Mrd. Euro vorgesehen. Gegenüber 2020 ist dies 
ein Anstieg um knapp 16,8% oder rund 2,6 Mrd. Euro. 
Allein im Bereich der Inneren Sicherheit steigen die Mittel 
im Jahr 2021 auf rund 6,9 Mrd. Euro. Darin enthalten sind 
Mittel für die vierte und letzte Tranche der im 
Koalitionsvertrag vereinbarten 7.500 Stellen für die 
Sicherheitsbehörden des Bundes. Für die Umsetzung des 
Onlinezugangsgesetzes werden im Jahr 2021 als Teil des 
Konjunkturpakets 1,4 Mrd. Euro zusätzlich zur Verfügung 
gestellt. Im Baubereich steigt der Ansatz für das Wohngeld 
im Jahr 2021 um 140 Mio. Euro auf 735 Mio. Euro. Für das 

Baukindergeld sind für das kommende Jahr knapp 900 Mio. Euro vorgesehen. Zudem 
stehen im Bereich des sozialen Wohnungsbaus in den Jahren 2021 bis 2024 jeweils 1 Mrd. 
Euro Finanzhilfen für die Länder zur Verfügung. 
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SEBASTIAN BREHM    
             Für Nürnberg in Berlin 

 
Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur 
Die Verkehrsausgaben sinken  gegenüber 2020 um 7,3% auf knapp 34,1 Mrd. Euro. Trotz 
dieses Ausgabenrückgangs steigen die klassischen Verkehrsinvestitionen (der Bereiche 
Straße, Schiene und Wasserstraße) 2021 auf rund 18,6 Mrd. Euro. Mit dem Konjunktur- 
und Zukunftspaket werden u.a. die Investitionen in klimafreundliche Verkehrsträger 
erhöht. So werden für das „Schnellläuferprogramm Digitale Schiene“ 400 Mio. Euro im 
Jahr 2021 bereitgestellt (2020 bereits 100 Mio. Euro). Für Investitionen in 
Bundeswasserstraßen und zur Förderung der Schifffahrt sind im Haushaltsentwurf infolge 
des Konjunktur- und Zukunftspakets bis 2024 insgesamt 554 Mio. Euro enthalten (davon 
2021 allein 293 Mio. Euro). 
 

Bundesministerium für Gesundheit 
 Der Ausgabenrahmen beläuft sich im kommenden Jahr rund 24,3 Mrd. Euro. Das 
entspricht einem Rückgang um rund 41% im Vergleich zum pandemiebedingt sehr hohen 
Soll 2020. Größter Posten ist nach wie vor der Bundeszuschuss zum Gesundheitsfonds. 
2021 beläuft sich dieser auf insgesamt 19,5 Mrd. Euro. Davon resultieren 14,5 Mrd. Euro 
aus der seit 2017 festgeschriebenen Entlastung der Kassen für versicherungsfremde 
Leistungen, weitere 5 Mrd. Euro sind pandemiebedingt und dienen der Sicherstellung der 
Sozialgarantie. Zusätzlich sind für den Krankenhaus-Zukunftsfonds Mittel in Höhe von 3 
Mrd. Euro vorgesehen. 
 

Bundesministerium für Bildung und Forschung 
Für den Bereich Bildung und Forschung sind im Haushaltsjahr 2021 rund 20,2 Mrd. Euro 
vorgesehen, womit sich der Ausgabenrahmen nahezu auf Vorjahresniveau befindet. Für 
das Programm Ganztagsschule/Ganztagsbetreuung an Grundschulen sind 500 Mio. Euro 
Zuführungen an ein noch zu errichtendes Sondervermögen veranschlagt. Der 
Hochschulpakt wird als „Zukunftsvertrag Studium und Lehre stärken“ fortgesetzt und ist 
mit entsprechenden Mitteln unterlegt. Die Ausgaben für die Deutsche 
Forschungsgemeinschaft und wissenschaftlichen Gesellschaften werden gegenüber dem 
Vorjahr durch den Pakt für Forschung und Entwicklung um 3% erhöht. Zur Unterstützung 
der anwendungsorientierten Forschung außeruniversitärer Forschungseinrichtungen 
stehen zum Ausgleich der pandemiebedingten Einnahmeausfälle zusätzliche 400 Mio. 
Euro zur Verfügung. Zur Bewältigung der Corona-Krise sind für Maßnahmen der 
Gesundheitsforschung weitere 484 Mio. Euro vorgesehen, zudem zusätzlich 350 Mio. Euro 
für die Sicherung der beruflichen Ausbildung. 
 

Bundesministerium der Verteidigung 
 Der vorliegende Haushaltsentwurf sieht für 2021 einen Ausgabenzuwachs in Höhe von 
2,6% auf 46,8 Mrd. Euro vor. Allein rund 1,2 Mrd. Euro stehen aus dem Konjunkturpaket 
für vorgezogene Investitionen zur Stärkung der Wirtschaft und zum Aufbau eines 
Zentrums für Digitalisierung und Technologieforschung zur Verfügung. Mit den geplanten 
Investitionen sollen dem aktuellen Bedarf in den Bereichen Rüstungsbeschaffung und 
Digitalisierung Rechnung getragen und gleichzeitig bestimmte Großvorhaben zum 
Schließen von Fähigkeitslücken vorangebracht werden. Die Bundesregierung bekennt sich 
damit zu ihren Verpflichtungen gegenüber der NATO und innerhalb der Europäischen 
Union. Die Mittelansätze für Auslandseinsätze der Bundeswehr werden auf hohem Niveau 
fortgeschrieben. 
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Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 

Für das Ministerium werden im Jahr 2021 insgesamt rund 
12,2 Mrd. Euro für familienpolitische Leistungen 
vorgesehen. Dies bedeutet ein Minus gegenüber dem 
pandemiebedingt hohen Ausgabeniveaus 2020 um knapp 
1,4 Mrd. Euro. Das Elterngeld stellt mit rund 7,3 Mrd. Euro 
weiterhin die wichtigste gesetzliche Leistung im Einzelplan 
dar. Des Weiteren unterstützt der Bund insbesondere mit 
dem Gute-Kita-Gesetz langfristig die Länder dabei, die 
Qualität in der Kindertagesbetreuung weiterzuentwickeln. 
Die entsprechenden Programmvolumina erhöhen sich 
erheblich. 
 

Bundesministerium für Arbeit und Soziales 
Für den Bereich Arbeit und Soziales werden 2021 knapp 164 Mrd. Euro vorgesehen. Dies 
bedeutet eine Reduzierung der Ausgaben um rund 3,9% gegenüber dem Vorjahressoll. Den 
größten Ausgabenbereich – sowohl im Etat des Arbeitsministeriums als auch im 
Bundeshaushalt – stellen die Leistungen an die Rentenversicherung dar. Diese steigen 
2021 auf 106,1 Mrd. Euro und erreichen damit ein neues Rekordniveau. Für das 
Gesamtbudget gemäß § 46 Abs. 1 SGB II zur Erbringung von Eingliederungsleistungen und 
Verwaltungskosten sind wie bereits im Vorjahr rund 10,1 Mrd. Euro veranschlagt. Ein 
Ausgabenanstieg bei den passiven Leistungen nach dem SGB II auf 34,4 Mrd. Euro 
resultiert u.a. aus der ungünstigen konjunkturellen Entwicklung aufgrund der anhaltenden 
Corona-Pandemie sowie der 2020 beschlossenen Anhebung der Bundesbeteiligung an den 
Kosten der Unterkunft und Heizung um 25%. Hierdurch werden die Kommunen finanziell 
gestärkt. 
 
Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit 
Der Ausgabenrahmen sinkt insgesamt gegenüber dem Soll 2020 um knapp 350 Mio. Euro 
auf 2,68 Mrd. Euro. Dennoch werden in erheblichem Umfang Maßnahmen zum Schutz der 
Umwelt und des Klimas finanziert. So steigen die Mittel für die internationale 
Klimaschutzinitiative 2021 auf 600 Mio. Euro, um eine klimafreundliche Erholung der 
Wirtschaft von der Corona-Pandemie zu ermöglichen. Auch zur Erhaltung der biologischen 
Vielfalt und für den Insektenschutz wird sich der Bund weiter stark engagieren und hierfür 
bis 2024 jährlich 40 Mio. Euro zur Verfügung stellen. Für die Finanzierung und 
Durchführung der Zwischen- sowie Endlagerung radioaktiver Abfälle und das 
Standortauswahlverfahren sind 2021 insgesamt 1,2 Mrd. Euro vorgesehen. 
 
Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung 
Der Etat des Ministeriums, der fast vollständig auf die deutsche ODA-Quote anrechenbar 
ist, bleibt 2021 nahezu unverändert bei 12,4 Mrd. Euro. Schwerpunkt der Entwicklungs-
zusammenarbeit ist vor allem die Bewältigung der Corona-Pandemie und ihrer sozio-
ökonomischen Folgen in den Entwicklungs- und Schwellenländern. Angesichts der 
pandemiebedingten Entwicklungen (v.a. wirtschaftlicher Einbruch und Aufwuchs der 
ODA-Ausgaben) ist die ODA-Quotenentwicklung aktuell wenig aussagekräftig. 
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IM GESPRÄCH MIIT DEM BDZ (DEUTSCHE ZOLL- UND FINANZGEWERKSCHAFT) 

CSU setzt sich nachdrücklich für die Stärkung des Zolls 

ein! 
Mehr als 142 Milliarden Steuereinnahmen, 256 Millionen Warenabfertigungen, 30 
Tonnen beschlagnahmte Betäubungsmittel und viele weitere Erfolge zur Gewährleistung 
von Sicherheit und Steuergerechtigkeit unterstreichen die Bedeutung des Zolls als 
Einnahme- und Sicherheitsverwaltung des Bundes. Die CSU setzt sich nachdrücklich für 
eine Stärkung des Zolls ein und steht hierzu im regelmäßigen Austausch mit dem BDZ 
Deutsche Zoll- und Finanzgewerkschaft - der Interessenvertretung der Zöllnerinnen und 
Zöllner. 
 

 
 

Im Gespräch zwischen MdB Alois Rainer und MdB Sebastian Brehm und dem BDZ 
Bundesvorsitzenden, Dieter Dewes sowie dem stellv. BDZ Bundesvorsitzenden, Thomas 
Liebel, verständigte man sich auf eine nachhaltige Stärkung des Zolls in den bayerischen 
Grenzregionen. Die Bekämpfung der Drogenkriminalität beginnt im grenznahen Raum, um 
Rauschgift von den Metropolregionen fernzuhalten.  
 
Das derzeit im Bundestag erörterte Jahressteuergesetz wird erhebliche Auswirkungen auf 
den Zoll mit sich bringen, da im Zuge des E-Commerce und Vorgaben der Europäischen 
Kommission diverse steuerliche Freigrenzen im internationalen Postverkehr entfallen 
werden. Dadurch müssen etwa 100 Millionen zusätzliche Postpakete durch die Zollämter 
abgefertigt werden. Eine spürbare Mehrbelastung für die Zöllnerinnen und Zöllner, die 
eine personelle Stärkung erfordert. Neue Ansätze bedarf es auch bei der Bewertung der 
exorbitant angestiegenen Geldwäsche-Verdachtsmeldungen durch die Financial 
Intelligence Unit (FIU) des Zolls. Hierzu bedarf es einer ausgereiften Unterstützung durch 
Informationstechnologie und dem Einsatz Künstlicher Intelligenz. Der beabsichtigte 
Personalzuwachs der FIU muss sich stärker in der Fläche des Zolls bemerkbar machen. 
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3. OKTOBER 2020 

30 Jahre Deutsche Einheit in Frieden und Freiheit  
 

30 Jahre Deutsche Einheit – das sind fast elftausend Tage, in denen wir Schritt für Schritt 
wieder das geworden sind, was wir immer sein wollten: Deutschland, einig Vaterland. 
Bei allen Aufgaben, die noch vor uns liegen, ist die Wiedervereinigung vor allem eins: ein 
friedliches Wunder. 
 

 
 
 

Für die Einheit unserer Nation brauchte es den heldenhaften Mut der Deutschen in der 

DDR. Und es brauchte die Entschlossenheit von Helmut Kohl. Als Christdemokrat besaß 

er jenen Glauben, an dem die CDU immer festgehalten hat: den Glauben an die deutsche 

Wiedervereinigung in Frieden und Freiheit. Den Glauben daran, dass wir gemeinsam eine 

gute Zukunft für unser Land gestalten und die Herausforderungen, die vor uns liegen, 

meistern können. Der Zusammenbruch der DDR bedeutete ein Umgekrempelt werden in 

praktisch allen Lebenslagen. Veränderungen, so unvorstellbar groß und umfassend. 

Manchmal fast zu viel. Aber gemeinsam haben wir den Schritt ins Neue gewagt und den 

Wandel mutig und entschlossen gestaltet.  

 

Und heute? Liegen wieder riesige Herausforderungen vor uns. Wieder braucht es Mut und 

Entschlossenheit. Vor allem der digitale Wandel stellt nahezu alles auf den Kopf, was 

eingeübt und vertraut ist. Kein Lebensbereich bleibt unberührt. Alles ist im Fluss. Wie gut 

wir die nächsten drei Jahrzehnte Deutsche Einheit gestalten, hängt ganz entscheidend auch 

davon ab: Wie wir es schaffen, die Digitalisierung unseres Lebens zum Wohle aller zu 

gestalten. Um nicht auseinanderzudriften, sondern weiter zusammenzuwachsen.  

 

 

© Bundesregierung 
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VIDEOGESPRÄCH 

Sebastian Brehm und Katharina Landgraf erinnern sich 

an die Wiedervereinigung Deutschlands  
 

 

 
 

Angestoßen durch den friedlichen Protest der Menschen in der ehemaligen DDR fand vor 

30 Jahren, am 3. Oktober 1990, die deutsche Wiedervereinigung statt. Seitdem feiern wir 

Deutschen jährlich am 3. Oktober, an unserem Nationalfeiertag, den "Tag der Deutschen 

Einheit".  

 

„Auch nach 30 Jahren empfinde ich tiefe Dankbarkeit, dass der Zustand der deutschen 

Teilung und die Ära des Kalten Krieges durch diese friedliche Revolution überwunden 

werden konnte“, sagt Sebastian Brehm. 

 

Als damalige Abgeordnete der ersten frei gewählten Volkskammer der DDR erlebte 

Sebastian Brehms Fraktionskollegin Katharina Landgraf (CDU) diese historische Zeit der 

Jahre 1989/90 hautnah mit. Mit ihr sprach er über ihre Erinnerungen und darüber, wo wir 

heute stehen und was noch zu tun ist, um gleichwertige Lebensverhältnisse im ganzen 

Land zu erreichen. 

 

Sie können sich das Video in ganzer Länge auf YouTube anschauen:  

>>> https://youtu.be/4hMQn5aTQhU <<< 
 

 

 

https://youtu.be/4hMQn5aTQhU


 

  
 

9  Brehm in Berlin  02. Oktober 2020                                                                                                             
 

SEBASTIAN BREHM    
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PLENARREDE 

Schlussrunde Haushaltswoche: Sebastian Brehm will 

„Schwarze Null“ wieder ab 2022 erreichen 
 

In seiner Plenarrede in der Schlussdebatte dieser Haushaltswoche betonte Sebastian 

Brehm, dass auf der Ausgabenseite klare Prioritäten vorgenommen werden müssten und 

keine weiteren langfristigen strukturellen Mehrkosten produziert werden dürften. 

„Ausgaben für Investitionen ja, aber Mehrausgaben ohne Investitionscharakter nein. Doch 

das tun wir noch nicht mit dem notwendigen Nachdruck, aber auch das ist wichtig für die 

Wettbewerbsfähigkeit unseres Landes!“, forderte er.  

 

Die vollständige Plenarrede können Sie sich hier anschauen:  
 

 
  

Sebastian Brehm, MdB | Dipl.-Kfm., Steuerberater 
Platz der Republik 1 • 11011 Berlin  

  030-227-74074 • Fax 030-227-70072   
  sebastian.brehm@bundestag.de 

 www.sebastianbrehm.de  
 

   
 

Diese Veröffentlichung dient ausschließlich der Information. Sie darf während eines Wahlkampfes nicht zum Zweck der Wahlwerbung           
verwendet werden. Alle Fotorechte Sebastian Brehm, MdB, falls nicht anders angegeben.  

 

https://www.youtube.com/watch?v=xLpj0x5p2xM
mailto:sebastian.brehm@bundestag.de
http://www.sebastianbrehm.de/
https://www.facebook.com/sebastianbrehm.de/
https://twitter.com/brehm_innbgnord
https://www.youtube.com/channel/UCaiXiBOLOCRxFcoUW6jRYtg

